
K u r z p r o t o k o l l  
entsprechend § 41b (5) GemO 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen und Beschlüsse 
des Ausschusses für Technik und Umwelt am 05.12.2023  

 

 
Beginn: 18:00 Uhr Ende: 18:40 Uhr 

 

 
TOP 1 
Bekanntgaben 
 
Zu diesem TOP ergeht keine Wortmeldung. 
 
 
TOP 2 
Bauantrag  
Kirchstraße 31, Flst. 27/2  
- geänderte Ausführung Umbau und Erweiterung des bestehenden Gebäudes 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 
2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach  

§ 36 Abs.1 BauGB. 
 
3. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 

 
3.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 

Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu beseitigen 
und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden. Entsprechende 
Entwässerungsrinnen sind herzustellen. 

 Die Entwässerung ist nach den anerkannten Regeln der Technik herzustellen. 
 
3.2 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 

eingeleitet werden. 
 
3.3 Der Versiegelungsgrad der Zugangs- und Terrassenflächen ist durch die 

Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen (Rasenpflaster, offenporiger 
Pflasterbelag etc.) so gering wie möglich zu halten. Der gesamte Aufbau muss 
wasserdurchlässig ausgebildet sein.  

 
3.4 Die Eingangsüberdachung ist dauerhaft extensiv zu begrünen. 
 
3.5 Öffentliche Flächen (Gehwege, Straßen etc.) dürfen im Zuge des 

Bauvorhabens aufgrund von Höhenverhältnissen und anderer, aus der 
vorliegenden Planung heraus entstehender Zwangspunkte, wie z.B. neue 
Grundstückszugänge, nur in Rücksprache mit dem Ortsbauamt verändert bzw. 
angepasst werden. Eine Verschlechterung der Bestandssituation ist hierbei 
auszuschließen. Alle hiermit in Verbindung stehenden Kosten sind vom 
Antragsteller zu tragen. 

 
 
 



 
3.6 Vor Beginn der Bauarbeiten sind im Baustellenbereich Erhebungen über das 

evtl. Vorhandensein unterirdischer Leitungen durchzuführen. 
Alle Mehrkosten für Unterhalt, Betrieb oder Änderung, die aufgrund der 
Überbauung für betroffene Versorgungsleitungen heraus resultieren (z.B. 
Wasser- oder Kanalleitung), gehen zu Lasten des Antragstellers. 

 
3.7 Werden bestehende Abgrenzungen zwischen Privatgrundstück und 

öffentlichen Flächen durch das Bauvorhaben verändert, so ist der 
Grenzverlauf aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem nach Rücksprache 
mit dem Ortsbaumt herzustellen. Sofern im Bestand keine Einfassung 
vorhanden ist, so ist diese ebenfalls herzustellen, wenn die neu 
herzustellende bauliche Anlage bis ganz oder aber bis 30 cm an die Grenze 
zur öffentlichen Fläche heranreicht. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten 
des Bauherrn. 

 
3.8 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 

müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf 
Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
3.9 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen. 

 
erteilt.  

 
 
TOP 3 
Bauantrag  
Stuttgarter Straße 63 + 63/1, Flst.1095/14+1095/13  
- Nutzungsänderung Wohnen in Gärtnerei/Blumenhaus  
- Umbau Wohnungen 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 

2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach  
§ 36 Abs.1 BauGB. 
 

3. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 
 
3.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 

Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu beseitigen 
und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden. Entsprechende 
Entwässerungsrinnen sind herzustellen. 
Die Entwässerung ist nach den anerkannten Regeln der Technik herzustellen. 

 
3.2 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 

eingeleitet werden. 
 
3.3 Der Versiegelungsgrad der Stellplatzflächen ist durch die Verwendung von 

wasserdurchlässigen Belägen (Schotterrasen, Rasenpflaster, offenporiger 
Pflasterbelag) so gering wie möglich zu halten. Der gesamte Aufbau muss 
wasserdurchlässig ausgebildet sein. 

 
 



 
3.4 Öffentliche Flächen (Gehwege, Straßen etc.) dürfen im Zuge des Bauvorhabens 

aufgrund von Höhenverhältnissen und anderer, aus der vorliegenden Planung 
heraus entstehender Zwangspunkte, wie z.B. neue Grundstückszugänge, nur in 
Rücksprache mit dem Ortsbauamt verändert bzw. angepasst werden. Eine 
Verschlechterung der Bestandssituation ist hierbei auszuschließen. Alle hiermit in 
Verbindung stehenden Kosten sind vom Antragsteller zu tragen. 

 
3.5 Die Abgrenzung zwischen öffentlichem Verkehrsraum und Privatrundstück im 

Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem nach 
Rücksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. 
Werden dagegen bestehende Abgrenzungen zwischen Privatgrundstück und 
öffentlichen Flächen durch das Bauvorhaben verändert, so ist der Grenzverlauf 
aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem nach Rücksprache mit dem 
Ortsbauamt herzustellen. Sofern im Bestand keine Einfassung vorhanden ist, so 
ist diese ebenfalls herzustellen, wenn die neu herzustellende bauliche Anlage bis 
ganz oder aber bis 30 cm an die Grenze zur öffentlichen Fläche heranreicht. Die 
anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn. 

 
3.6 Sämtliche Kosten für Änderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom 

Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkung, Absenkung und Verstärkung des 
Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.). 
Damit einhergehende Arbeiten in ggf. öffentlicher Fläche müssen separat beim 
Ortsbauamt der Gemeinde beantragt und genehmigt werden. 

 
3.7 Vor Beginn der Bauarbeiten sind im Baustellenbereich Erhebungen über das evtl. 

Vorhandensein unterirdischer Leitungen durchzuführen. 
Alle Mehrkosten für Unterhalt, Betrieb oder Änderung, die aufgrund der 
Überbauung für betroffene Versorgungsleitungen heraus resultieren (z.B. 
Wasser- oder Kanalleitung), gehen zu Lasten des Antragstellers. 

 
3.8 Beschädigungen durch das Vorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen müssen 

entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf Kosten des 
Bauherrn beseitigt werden. 

 
3.9 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen.  

 
 erteilt.  
 
 
TOP 4 
Antrag auf Befreiung  
Siegenhof 9, Flst.Nr.2548  
- Anlegen eines Stellplatzes 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 
2. Für die notwendige Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB von den Festsetzungen des 

Bebauungsplanes „Siegenhof“ wird das Einvernehmen der Gemeinde nach  
§ 36 Abs.1 BauGB erteilt. 

 
3. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 

 



 
3.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 

Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu beseitigen 
und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden. Entsprechende 
Entwässerungsrinnen sind herzustellen. 

 Die Entwässerung ist nach den anerkannten Regeln der Technik herzustellen. 
 
3.2 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 

eingeleitet werden. 
 
3.3 Der Versiegelungsgrad der Stellplatzflächen ist durch die Verwendung von 

wasserdurchlässigen Belägen (Rasenpflaster, offenporiger Pflasterbelag etc.) 
so gering wie möglich zu halten. Der gesamte Aufbau muss 
wasserdurchlässig ausgebildet sein.  

 
3.4 Vor Beginn der Bauarbeiten sind im Baustellenbereich Erhebungen über das 

evtl. Vorhandensein unterirdischer Leitungen durchzuführen. 
Alle Mehrkosten für Unterhalt, Betrieb oder Änderung, die aufgrund der 
Überbauung für betroffene Versorgungsleitungen heraus resultieren (z.B. 
Wasser- oder Kanalleitung), gehen zu Lasten des Antragstellers. 

 
3.5 Öffentliche Flächen (Gehwege, Straßen etc.) dürfen im Zuge des 

Bauvorhabens aufgrund von Höhenverhältnissen und anderer, aus der 
vorliegenden Planung heraus entstehender Zwangspunkte, wie z.B. neue 
Grundstückszugänge, nur in Rücksprache mit dem Ortsbauamt verändert bzw. 
angepasst werden. Eine Verschlechterung der Bestandssituation ist hierbei 
auszuschließen. Alle hiermit in Verbindung stehenden Kosten sind vom 
Antragsteller zu tragen. 

 
3.6 Sämtliche Kosten für Änderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom 

Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkungen, Absenkung und Verstärkung 
des Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.). 
Damit einhergehende Arbeiten in ggf. öffentlicher Fläche müssen separat 
beim Ortsbauamt der Gemeinde beantragt und genehmigt werden. 

 
3.7 Die Abgrenzung zwischen öffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstück 

im Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem 
nach Rücksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. 
Werden dagegen bestehende Abgrenzungen zwischen Privatgrundstück und 
öffentlichen Flächen durch das Bauvorhaben verändert, so ist der 
Grenzverlauf aus Betoneinfassungssteinen oder ähnlichem nach Rücksprache 
mit dem Ortsbaumt herzustellen. Sofern im Bestand keine Einfassung 
vorhanden ist, so ist diese ebenfalls herzustellen, wenn die neu 
herzustellende bauliche Anlage bis ganz oder aber bis 30 cm an die Grenze 
zur öffentlichen Fläche heranreicht. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten 
des Bauherrn. 

 
3.8 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 

müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf 
Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
3.9 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit dem 

Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der 
öffentlichen Flächen im Bereich der Baumaßnahme durchzuführen. 

 
erteilt.  

 



 
TOP 5 
Antrag auf Befreiung  
Stuifenstraße 2, Flst.2581  
- Terrassenerweiterung mit Überdachung 
 

Beschluss: 
 

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen. 
 

2. Für die notwendige Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Mittlerer Siegenberg“ wird das Einvernehmen der Gemeinde nach 
§ 36 Abs.1 BauGB erteilt. 
 

3. Das Einvernehmen wird unter Berücksichtigung der folgenden Auflagen 
 

3.1 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken ist entsprechend der 
Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstück schadlos zu 
beseitigen und darf nicht auf öffentliche Flächen abgeleitet werden.  
Die Entwässerung ist nach den anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen. 
 

3.2 Der Versiegelungsgrad der Terrasse ist durch die Verwendung von 
wasserdurchlässigen Belägen so gering wie möglich zu halten. Der 
gesamte Aufbau muss wasserdurchlässig ausgebildet sein. 
 

3.3 Beschädigungen durch das Bauvorhaben an öffentlichen Verkehrsflächen 
müssen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde 
auf Kosten des Bauherrn beseitigt werden. 

 
3.4 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaßnahme ist gemeinsam mit 

dem Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und 
Bestandsaufnahme der öffentlichen Flächen im Bereich der 
Baumaßnahme durchzuführen. 

 
erteilt.  

 
 
TOP 6 
Mitteilungen und Sonstiges 
 
Verkaufsautomaten 
 
Aus dem Gremium kommt die Nachfrage, ob die in letzter Zeit vermehrt im Gemeindegebiet 
aufgestellt Verkaufsautomaten eine Baugenehmigung benötigen. 
 
Die Verwaltung teilt mit, dass Automaten zu den nach § 50 der Landesbauordnung 
verfahrensfreien Vorhaben zählen und keine Baugenehmigung benötigen. Je nachdem wo 
sie aufgestellt werden, ist ggf. eine Befreiung erforderlich. 
 
 
Absperrung bei Siegenbergstr.6 
 
Aus dem Gremium wird berichtet, dass die Absperrung vor dem Haus Siegenbergstraße 6 
direkt nach einer Kurve ist und von Verkehrsteilnehmern erst im letzten Moment 
wahrgenommen wird. 
Es wird angeregt, vor der Kurve ein zusätzliches Warnschild aufzustellen. 



 
Die Verwaltung wird sich des Problems annehmen. 
 
 
Siegenbergstraße 4-14, Vorgartenbereich 
 
Aus dem Gremium wird die ungeklärte Situation bzgl. der Zuständigkeiten bei in privater 
Fläche liegender öffentlicher Kanäle und private Einfriedungen, die auf öffentlicher Fläche 
liegen angesprochen 
 
BM Richter wird auf den zuständigen Sachbearbeiter zugehen und sich über den aktuellen 
Sachstand unterrichten lassen.  
 
  
Gebäude Bismarckstraße 13 
 
Aus dem Gremium wird berichtet, dass sich das Gebäude Bismarckstraße 13 in einem 
katastrophalen Zustand befindet und die Dachziegel drohen herunter zu fallen. 
 
BM Richter verweist auf die Verkehrssicherungspflicht der Grundstückseigentümer und wird 
es an die zuständige Stelle weiterleiten. 
 
 
Straßensperrungen Weinbergstraße 
 
Aus dem Gremium wird berichtet, dass die Verkehrssituation in der Weinbergstraße durch 
zwei dicht beieinanderliegende Baustellen und einem dazwischen abgestellten Wohnwagen 
katastrophal ist. 
Es wird vorgeschlagen, die Halteverbotszone in diesem Bereich auszudehnen um die 
Situation zu entschärfen. 
 
BM Richter wird die Anregung an die zuständige Stelle weiterleiten. 
 
 
Hauptstraße 28 
 
Aus dem Gremium wird sich nach der Folgenutzung des Geschäftes im Erdgeschoss der 
Hauptstraße 28 erkundigt. 
 
BM Richter kann dazu keine Auskunft geben. 
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